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Verkündet ,
250 Januar 1956

In_Sachen

der Allgemeinen Ortskrankenkasse in Stade„ ver—
treten durch den Geschäftsführer,

Beklagten.und
Revisionsklägerin,

prozeßbefv_ollmaehtigter‚_;z;_g_j_;‚j__;__'j"'"

gegen

.die■k&uäéäß■iä9häaAng■siéllüäg:

Klägerin undRevieiensheälegte‚

hät der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 25‚ Januar 1956, an der.
mitgewirkt haben ' '

Senatspräsident Prof, Dr„ B o g s
; a1s Vörsitzender,

die Bundeérichter Dr„ S c h r a f t und
>

_
Dr. L a n g k e ilt„ sbwie }

die Bunde3802131richter Dr; P o e p k e und
M o g k '

für Recht erkannt:
Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil—des

Landessozialgerichts Celle vom 26 Mai 1955 mit“
den ihm zugrundeliegenden Féstétellungen aufgeho—

‘
ben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—
scheidung

an das Landessozialgerieht Celle zurüCk—

verwieSen„ ” ’ ‘

V o n R e
e h t s w e g e n „‘
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Die Klägerin erlitt Anfang
1952, während sie be1 der Barmer

Ersatzkasse versichert war_, einen Unfall (doppelten Unter—

armbruch und äußere Knöehelfraktur linke). Nachdem Sie _die
Arbeit Wiederaufgenommen hatte, muBte sie sich im August 1952

einer Blinddarmoperation unterziehen; dabei wurde eine Bauoh—
felltuberkulose festge3tellt. Wegen dieses Leidens war sie

bis Vzum 25. De_zember 1955 :mit geringen Unterbreehungen
—

während. deren die _Arbe1tsuhfähigkeit förtbéetand
—in Kran—

kénhaus— und Heiletättehbehandlung. Am 25 Deze mber 1955

wurde sie aus dem Krankenhaus zu ihren Angehörigen nach Hause

entlassen, 5
ob als geheilt oder Weiterhin behandlungs— oder

.garVkrankenhauspflegebedürft1g;'1St'vom La_ndessozialgeficht
nicht festgestellt Worden. Vom 4. Januar 1954 bis zum 50.
Januar 1954 ist die Klägerin zur Nachbehandlung des 1952

_erlittehen Ärmbruehs wiederum im Krankenhaus gewesen

Der vorliegende Streit vetrifft die Kosten für
diese letzte

Krankenhausbehan_dlung. Die K1Vagerin ist nämlich bei der Barmerfg
Ersatzkasse — nach den Feststellungen des Vorderriéhters an
27. August 1955 —

ausgesteuert worden und ist — nach Beinl—
'liguhg des Ruhegeldes der Angestelltehversicherung

wegen
Be—

Vrufsunfähigkeit
— als Réntnerin Mitglied der bék:lagtéh Orte»

krankenkaese geworden. Von dieser verlangt Sie firstattung der

“durch die_ Krankenhausbehandlung im Januar 195V4entstandenen
VKosten in Höhe von 257 50 \DM.VDie Beklagte lehnte -diesen An—

trag ab und begründete die Ablehnung mit der bereits bei der‚w

Barmer Ersatzkasse eingetretenen Aussteuerung; diese wirke

'auch für die Rehtherkrankenvers10hérung fort. Mit der daraus
beim Soziälgericht Stade erhobenen Klage beantragte die Klä—

gerin‚ die Beklagte zur Übernahme der Krankenhaus pflegekdsben

Vfür die Zeit vom 4. _Januar bis 50. Januar 1954 zu verurte1ten_f
Das Soz1alger10ht verurteilte die Beleagte antragsgemaß

Die gegen
dieses Urteil eingelegtVVe Berufung

der
Beklagt_eh

wies das Landésszialgericht mit Urteil vom 26. Mai 1955 Zu—
rück, und zwar unter Zulassung der Revision. Dabei hat es

offengelassen, ob die am 4. Januar 1954-beg0hnene Behandlung

_ 3 V_
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'wegen der Bauchfell—Tuberkulose oder wegen der Folgen des Un— V

“_falls durchgeführt worden ist; denn nach Ansicht des Beru— '

—fungsgerichts ist der Klageanspruch schon deswegen begründet,

{weil mit dem' Eintritt der Klägerin in die Krankenversicherung

der Rentner der Lauf einer neuen Aussteuerungsfrist begonneh_ '

_h_abe.Diese sei aber bei der Klägerin bis zum 30. Januar 1954 7
noch nicht erschöpft

gewesen, da die Zeit der Kränkenhausbe— "

'handlung vom 27. August 1953 bis' zum 23. Dezember 1953' auf
‘die neue Frist nicht anzurechnen sei; die Kosten hierfür habe"

nämlich die LandesverS'icherungsanstalt Hannover im Rahmen der
Tubérkulosehilfe getragen.;
Gegen' dieses

am 6. Juli 1955 zugestellte
Urteil hat' die Be—"_;f

klagte durch ihren Prozeßbevollmächtigten Direktor E. " '

B Geschäftsführer des Verbandes der Ortskrankenkassen'

für die Länder Niedersachsen und Bremen, am 1. August '1955_

Revision eingelegt. Sie beantragt Aufhebung des angefochte—_

_
.nen Urteils und die Feststellung, daß sie nicht leistungs— _V'

pflichtig sei. Die ReVisionsklägerin (Beklagte) macht unter,

Berufung auf' die Bekanntmachung des' Arbéitsministers des 7

Bandes Nordrhein—Westfalen vom 28. Oktober 1947_ (Arbeits—
_ _ _und Soz1alp011t1k Nr. 17 S. '5) und unter Hinweis auf ein 'Ur—;f__

„teil des Osterre10h1schen Verwaltungsgerichtshofs
vom 2. Jué'V_

ni 1954 (Soz_iale SiCherheit, Wien, 1954 S. _565) geltend, die'mfe

Krankenver31cherung der Rentner erweitere lediglich den B_er—_„'£

sonenkreis der Krankenver31cherung nach dem Zweiten Buche der

Re1chsver31cherungsordnung (RVG); sie bezwecke hingegen nicht, ;
den SChutz der Krankenvers1cherung zu verlängern, und erfül—;r-F

le somit etWa den gleichen ZWeck wie die Aufrechte'rhaltung des'
_Versicherungsschutzes auf Grund freiwill'i'ger Versicherung beim f

Ausscheiden aus der Pflichtver31cherung Nach _59 der Verord_—“*_
'nung über die Krankenversicherung der Rentner vom 4. November V'

'T941 (VO über KVdR) müSs_edie Vor9chrift des. 9 212 RVG auf ver-_f

sicherte Rentner Anwendung' fihdeh', die vorher b_éi einer ande—'“;

'ren Krankenkasse 'versichert waren. Danach habe die Kl'ägerin _in-_

folge der zum 27. August 1953 wirksam gewordenen Aussteuerung '

'bei der Barmer Ersatzkasse keinen Anspruch auf Leistungen für_

die Zeit der Krankenhausbehandlung vom 4. Januar 1954 bis 30'.
_Januar 1954. Wollte man

ihr trotz der Aüssteuérung bei der Bar—!

; . '.
. ‚\

—-'.' „ ' . . — \ } " ‘ 4 T'
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“(;-4_
‚mer Ersetzkasse einen neuen Anspruch‘auffKrenkenhilfe‘gegen—

über der Beklagten einräumen„sso würde im Hinblick auf an; *.'
-_dere ausgesteuerte Kasse■mitglieder der Gleichheitsgrundsatz

verlet2t'werden‚

E_n t s o h e«i d u n g; ' " eu_'_-_.ßwl—l-h_._pnh_l-bmn.wül_

Die Revision ist im Hinblick auf die Zulassung durch das

BerufungSgerichtnaeh5 162Abs, 1 Nr. 1 Sozialgerichtsge—
setz (see) stattheft. Sie ist auchin gehörigerFormein—
gelegt, obwohl die Revisiohsschrift nicht von einem gesetz_
lichen Vertreter der Beklagten oder einem Rechtsanwalt oder
Verwaltungsrechtsret, sondern von dem bevollmäohtigtenlDi—

rektor des Landesverbandes der Ortskrankenkassen unterzeich—

net ist, dem die Beklagte als Mitglied angehört. Im Schrift—
„

tum ist hierzu_die Auffassung vertreten Werden, die Kranken— '

kassen und andere Versicherungsträger könnten
sich vor dem '

Bundessö2131géricht nur'durch ProZeßhevollmächtigte vertre—
ten lassen} die zu dem in 5 166 Abs. 2 SGG beStimmten Kreise _i

von zugelassenen Prozéßbevollmächtigten gehören, also insbe— ':

.
sondere durch Rechtsanwälte (Fischer, Wege zur

sozielversi—

' cherung, 1955 S. 365). Demgegenüber ist der Senat der Auf—

fassung; daß 5 166 Abs. 2 see den Kreis der Prozeßbevoll—
mächtigten nur—insoweit féstlegt, als naeh dem SGG vor dem

>

‚
Bundessozialgericht überhaupt Vertretungszwang besteht; Dävbn ä

sind aber.die Behörden sowie die Körperschaften und Anstalten'é

“ des öffentlichen Rechts gerade ausgenommen (@ 166 Abs° 1 SGG)„;

Unterliegen.diese mithin nicht dem Vertretungszweng, so sind
“sie; wenn sie sich vor

dem BundeSSozialgericht vertreten läs— ;

sen wollen, nicht auf denKreis der in @166Abs. 2 see ge— '
Anennten ProZeßbevollmächtigten beschränkt; sie sind vielmehr

im allgemeinenRahmendes @73 Abs. 1 see in der Wahl_ihrer
ProzeßbeVollmächtigten frei; Diese Sonderstellung der Behör-

den sowie der Körpeerhaften und Anstalten des öffentlichen

Rechts hat einen guten Sinn, da bei ihnen erwartet werden

kann, daß sie in sachgemäßer Weise darüber befinden werden,
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ob und gegebenenfalls durch-Wen sie sich vertreten lassen wollen,.—i'f■w

während eine sol_che Erwartung bei den übrigen Beteiligten nicht j fi

allgemein gerechtfertigt erschein t (vgl. Amtl. Begründung
zum

sGG‚Q{Ä

Bundestagsdrücksach e der ersten Wahlperiode
Nr 4357 S. 31) '

fwäré auch eine.nicht verständliche Regelung der Frage der Prozeß—

vertretungV durch das Sozialgerichtsgesetz, wenn gerade die'Vertreg

*ter von Verbänden der Versicherungsträger, die über ein besonderes

Fachwissen auf dem Gebiete der zu entscheidenden sozialrechtlichen i

Fragen verfügen, vom Verhändeln vor dem Bundessozialgericht ausge—
sothssen.wären, während die Verbandsv€rtreter der übrigen Betei—

ligten, also etwa die vertreter der GeWerkschaftenund die Vertre—V"
ter der Arbeitgeberverbäan

,
für'ihre Mitglieder vor demBuhdesso—j'

zialgericht auftreten können. Demnach gilt die Vorschrift des @ 166'i5

“Abs. 2 SGG über den Kreis der vor dem Bundeeeozialgerieht zugelas— "

senen Prozeßbevollmächtigten —
wofür auch die Fassung des Gesét2es

spricht
— nur für die in 5 166 Abs. 1 angeführten Fälle eines Ver—

;
tretungszwanges, dem die Versicherungstrager naeh dieser Vorschrift_ '

jedoch nieht unterliegen. — Es kann in diesem Züsamménhang nieht j.‘ ;;

darauf eingegangen Werden, ob sich die gleiche Rechtéfolge nieht ‘

'auch aus Art. 1 (@ 414e Buchst. e RVO) des- Geset2es_ über die Ver—

bände der gesetzlichen Krankenkassen
vom 17. August 1955 (BGBl. I

S 524) ergibt, wonach die Übernahme _der Vertretung vor Gerichten

zu den_ Aufgaben gehört, die denVLandesverbänden obliegen; denn die— {'

See Gesetz ist nach Art. 5 erst am 1. September 1955 in Kraft ge—_
treten, während die Revie ion der Beklagten bereits

am_V1. August

1955 eiVngelegtundVbegrühdet werden ist. ' '„ '

II.
.

Die
hiernach zulässige Revision ist auch begründet.

Das LandessoziaVlgericht ist davon ausg egängenV, daß mit dem Ein—
tritt der Klägerin in die Krankenversicherung der Rentner ein neu—

es Versicherungsverhältnis mit neuen
Leistungsansprüchen begründet

;äf„

worden sei, die bis.zum 30_ Januar 1954, dem Zeitpunkt der Beendi—üä'i"
gung der neuerlichen Krankenhauspflege, noch nicht er30höpft gewesen

'”

seien° Demgegenüber hat der erkennende Senat am 20. Juli 1955 ent—

schieden_ (BSG 1, S. 158), daß die Versicherung nach dem.Zweiten Buch«

der RVÖ und die Rentnerkrankenvers10herung nach der'V0 vom 4 No—
vémber 1941 eine einheitliche Krankenvers1cherung darstellen, bei_ '

_ 6 _
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‚der die im Rahmendesselben Versicherungsfalles hier oder'k■vv„
jdort genossenen Leistungen nach % 212 EVO (5 9der VO über KVde

Vanzurechnen sind Der Senat hält an dieser Auffassung fest
„Das Berufungsurteil beruht somit auf der ir1tümlichen Aus—
llegung des Rechts der Krankenvérsicherung der Rentner, ins— ;
;besondére des 5 9 der VO über KVdR Die Revision der Beklag—
lten ist deshalb begründet “

Der erkennéndé Senat hat davon‘abgesehen; in der Sache selbsti

zu entscheiden (5 170 Abs° 2 Satz_1 SGG), weil die vom Landes—
sozialgericht lediglich unter Zugrundelegung seines eigenen
Rechtestandpunkts getroffenen Feststellungen eine abschließene

de Beurteilung des Streitfalls nicht zulassen, Das angefoch— !

tene Urteil war daher mit den getroffenen Feststellungen auf—
‚zuhében_und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei;

dung an das Landessozialgericht zurÜCkzuverweisen (5—170

Abso_2SGG)„ '
'Bei der erneuten Verhandlung Wird das Lande33021alger10ht
zunächst einige Feststellungen seines Urteils klarstellen.„

‚müssen; die Bemerkung in dem angefochtenen Urteil "die‚Akten\

der V0rinstanz und der Beklagten haben vorgelegen", die als'

eine Verweisung auch hinsichtlich des Tatbestandes gewürdigt
werden kann, ersetzt nicht die für die Nachprüfung des Revi—

sionsgeriehts notwendige eindeutige Feststellung, welchen
Sachverhalt das Berufungsgericht fü1 erwiesen erachtet; So
wird das Landessozialgericht insbesondere zu prüfen haben‚_

—wie sich die Feststellungen in dem Tatbestand des angefoch—
_tenen Urteils zueinander verhalten, daß die Klägerin erst mit

dem 27‚ August 1953 von der Barmer ErSatzkasse ausgesteuert

wurde,-währendSie bereits am10. Juli 1953als Rentnerin‘n
der Angestelltenversicherung Mitglied der.für die Durchfüh—

rung der Krankehversicherung der Rentner zuständigen Allgeé
meinen Ortskrankenkasse_, der Beklagten, geworden sein soll;

es liegt nahe anzunehmen, daß der Rentenbezug er<3t mit der
_

„Aussteuerung der Klägerin begonnen hat und ihre Krankenver—

;sicherung nach 5 2 der Verordnung über die KVdR erst am 28;
_August 1953 ihren Anfang genommenhat°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ _
__ 7 _

_ _ _ __ __ :_‚;_:._:. .

. _
' ‘ ' . '. ‘_ ':=';‘.;:'v —.‘___f ‚.1_ '- '

Ferner bedarf es der Klarstellung;=ob die Klägerin nach ihrer j2

—Entlassung aus dem Krankenhaus am 23. Dezember 1953 bis zur
_„w

erneuten Krankenhausaufnahme am 4. Januar 1954 nicht krank,
also nicht behandlungsbedürftig war. In einem solchen Falle
würde die am 4. Januar wieder eingetretene Notwendigkeit der
Krankenhausbehandlung ohne Rücksicht auf die Art des Leidens,1

das'die Krankenhauspflege erforderlich machte, einen neuen
___VersiCherungsfall darstellen,

so daß der Klägerin ohne Rück—

_sicht auf ihre vorher bezogenen Leistungen erneut Krankenhaus—. _Kf

'pflege bis zu 26 Wochen gewährt werden könhte._- KH

3Aber auch
wenn die Klägerin in der

Zwischen2eit (23. Dezember

Ä1.953 bis 4 Januar 1954) zwar behandlungsbedürftig, aber nicht

_‘krankenhauspflegebedürftig gewesen sein sollte, könnte ihr er—[i.t

'neut Krankénhauspflege bis zu 26 Wochen bewilligt werden, so—lfffä

fern die erneute Krankenhausaufnahme durch eine "neue Kranke"

_heit" im Sinne von Ziff. I Nr. 2 Buchst. a des Erlasses desvjffl

_Reichsarbeitsministers vom_2. November 1943 (zu 5 183 EVO),Ü"
betr. Verbesserungen in der gesetzlichen Krankenversicherungv'

K(AN.1943 S. 485) bedingt war. Denn nach dieSer gemäß 5 9 der
„VO über KVdR jedenfalls sinngemäß auch für versichertefRent—ijb_

‚ner geltenden Vorschrift kann Krankengeld von neuem für 26.""'y"

:Wochengewährtwerden,wennein arbeitsunfähiger Versicherter
___Wieder arbeitsfähig geworden, aber noch behähdlungsbedürftig _3 3.

‚geblieben ist und nunmehr wegen einer "neuen Krankheit“ wie—-
der arbeitsunfähig wird; in diesen Fällen kann dem Versicher—'„K;■

_ten,iwenn_ seine Behandlung in einem Krankenhaus notwendig _ist_„fji

‚gemäß _5 184 RVG an Stelle des Krankengeldes und der Kranke n—' “*’e

pflege Kur und Verpflegung_ in einem Krankenhaus gewährt werden.i «
3Da versicherte- Rentner kein Krankengeld beziehen (5 9 de_r VO

'über KVdR), bei ihnen auch
—

_wie der Senat in seiner Entschei—-_

dung vom 21 Dezember 1955
.- 5 BK __47/55

—dargelegt hat - von
-einer Arbeitsfähigk_eit oder Arbe1tsunfah1gke1t im allgemein_en 1“”i

‚nicht gesprochen werden _kahn,.sie andererseits aber hihSicht— kaf

lich der nicht baren Leistungen der KrankenverSich9rung grund—"333

sätzlich n1cht_ schlechter gestellt sein sollen als andere Ver—.Q
_

sicherte (vgl das angeführte Urteil des erkenhenden Senats)‚._‘ ?

so sind die Voraussetzungen für die erneute Gewährung von Kran—

kenhauspflege bei einem versicherten Rentner auch dann als er—.

—'8 _-
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füllt
anzusehen, wenn

er nach der Entlassung aus dem Kran—

‘kenhaus weité_rhin behandlungsbedurft1g bl eibt und nunmehr

infolge der "neuen Erkrankung" wiederum die Notwendigkeit

der Krankenhauspflége eintritt. Ist mithin ein Rentner nach

Entlassung aus dem Krankenhaus nicht meh1 krankehhauspflege—'gf

bedürftig, wohl aber noeh behandlungsb_edürftig und wird er- '*”

wegen einer neuen
Krankheit erneut krankehhauspflegébedürf—_”

tig, so kann ihm nach 5 9 der VO über KVdR in Verbindung ‘

mit dem erWähnten Erlaß des Re10hsarbe1tsm1n13ters vom 2.
November 1943 (zu 5 183 RVG) erneut Krankenhauspflege bis

zur Dauer von 26 Wochen gewährt werden. Diese Vorausset2ung

für die Gewährung Von erneuter Krankenhauspflege wäre im
vorliegenden Falle gegeben, wenn die Klägerin im Januar 1954

wegen_eines vorher noch'nicht oder nicht mehr bestehenden

Leidens in das Krankenhaus aufgenommen worden wäre,
wenn al—

so die Krankenhauspflege bis zum23; Dezember1953nieht )

wegendes k0mplizierten_Armbruchs durchgeführt worden wäre,;
der der alleinige.Grund für die Krankenhausbehandlung der
Klägerin im Januar 1954 gewesen ist.

Sollte die Klägerin dagegen in der Zeit zwischen den beiden,

Krankenhausbehandlungen (23. Dezember 1953 bis 4. Januar

1954) weiterhin krankenhauspflegebedürftig gewesen Sein, also

etwa nur aus der Kr ankenhausbehandlung wegen des Weihnachts—

festes "béurlaubt" gewesen sein, so würde der Eintritt eines

neuen Versicherungszalles und damit die MögliChkeit, der

Klägerin erneut für 26 Wochen Krankenhauspflege zu geWähren,
ausgeschlossen sein.

Über die Frage, ob und für welche Zeit di 'b s zum 25; Dezem—
ber 1953 gewährte Krankenhauspflege im Rahmender The—Hilfe—
zu Lasten der Landesversiéherungsanstalt Hannover gewährt

werden ist und ob gegebenenfalls Solche zu Lasten der Landes—,
versicherungsanstalt gewährte Krankenhauspflege als Leistung

der Krankenversicherung anzusehen und daher für die Aussteu—

erung zu berücksichtigen ist, wird das Landesscziälgeribht

nur zu befinden haben, wenn sich herausstellen sollte, daß

bei der Krankenhausaufnahme'am 4. Januar 1954 keine "neue
Krankheit" in dem dargélegten Sinne vorgelegen oder dieg
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Krankenhauspflegebedürftigkeit na0h=der Entlassung am 23. Dezem—

ber 1953 fortbestanden hat, und wenn ferner bei Nichtanrechnung
der zu Lasten der Landesversichéruhgsansta1t gewährten Kranken—
hauspflege eine Aussteuerung noch nicht eingetreten sein sollte.

“Da nach den bisherigen Feststel1ungen _des Lähdessozialgerichts

n1cht zu übersehen ist,

ge ankommt, hatte der Senat in dem vorliegenden Falle. keinen An—
1 laß, zu

der Frege Stellung zu. nehmen, welchen Einfluß die Gewäh—

rung von The—Hilfe auf d1e dem Ver310hertén zu géwährénden Ver—
sicherungsleistungen hat

“Die Kostenentscheidung
war der hiernach

erforderlichen
weiteren

"hntscheidung des Vordergerichts vorzubehelten.

_
Prof° Dr° Bogs Dr. Lengkeit Dr. Schreft;.

ob_éS. be1der -Entébhéidung auf diese Free,
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